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BMJ: Änderungen im Familienrecht in Kraft
Wichtige  Änderungen im Familienrecht sind am 1. September 2009 in Kraft getreten:  Die Strukturreform des Versorgungsausgleichs, Änderungen des Zugewinnausgleichs- und Vormundschaftsrechts und das Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG). Über die Ziele der Reformen haben wir in früheren Ausgaben des Newsletters berichtet. In der aktuellen Ausgabe des Anwaltsblattes, Doppelheft 8+9, wird ausführlich über die Gesetzesänderungen berichtet (Inhaltsangabe). Hier ist die Zusammenfassung des Bundesjustizministeriums.
"Ombudsstelle" für Streitigkeiten zwischen Anwalt und Mandant 
Das Gesetz zur Modernisierung von Verfahren im anwaltlichen und notariellen Berufsrecht, u.a. mit der Errichtung einer unabhängigen, bundesweit tätigen "Schlichtungsstelle der Rechtsanwaltschaft", ist ebenfalls am 1. September 2009 in Kraft getreten. So können künftig Streitigkeiten zwischen Mandanten und Rechtsanwälten beigelegt werden, ohne die Gerichte anrufen zu müssen. Anders als bei den bereits bestehenden Schlichtungsangeboten örtlicher Rechtsanwaltskammern darf die Person des Schlichters nicht aus den Reihen der Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte kommen. Das Gesetz orientiert sich an dem Vorbild anderer erfolgreicher "Ombudsstellen" wie etwa bei Banken oder Versicherungen. Die Schlichtungsstelle der Rechtsanwaltschaft wird bei der Bundesrechtsanwaltskammer angesiedelt werden. S.a. Newsletter Nr. 5/09,  BMJ-Pressemitteilung, aber auch die Kritik von RA Dr. Michael Kleine-Cosack an den Neuerungen der BRAO im Anwaltsblatt.
BMJ: Studie über Kinder in gleichgeschlechtlichen Lebensgemeinschaften
Gemeinsam mit der stellvertretenden Leiterin des Instituts für Familienforschung an der Universität Bamberg, Dr. Marina Rupp, hat die Bundesjustizministerin der Justiz eine Studie zur Situation von Kindern in gleichgeschlechtlichen Lebenspartnerschaften vorgestellt. Gegenstand der Untersuchung war die Frage, wie Kinder in so genannten Regenbogenfamilien aufwachsen und ob das Kindeswohl in diesen Lebensgemeinschaften gleichermaßen gewahrt ist wie bei heterosexuellen Eltern.
BMJ-Pressemitteilung
BVerfG: Stiefkindadoption bei gleichgeschlechtlichen Paaren
Eine Frau will das Kind ihrer Lebenspartnerin adoptieren. Das Jugendamt hatte bereits zugestimmt, nachdem die leibliche Mutter und der Vater sich ebenfalls einverstanden erklärt hatten. Das zuständige Amtsgericht jedoch setzte das Adoptionsverfahren aus und legte dem Bundesverfassungsgericht die Frage vor, ob es mit Art. 6 Abs. 2 GG vereinbar ist, dass einem Lebenspartner bei der Annahme des leiblichen Kindes des anderen Lebenspartners die gleiche Rechtsstellung zu dem Kind eingeräumt wird, wie sie der leiblichen Elternteil hat. Das Bundesverfassungsgericht hat die Vorlage zwar aus formalen Gründen nicht angenommen, sich aber dennoch ausführlich mit der Frage befasst. Es räumt der sozial-familiären Verantwortungsgemeinschaft und der rechtlichen Elternschaft den gleichen Rang ein wie der leiblichen Elternschaft, auch  unabhängig davon, ob die Eltern gleichgeschlechtlich oder Mann und Frau sind. 
Az 1 BvL 15/09, Beschluss vom 10.8.2009, BVerfG-Pressemitteilung
OLG Jena: Unterhaltsanspruch und Vorwegabzug des Kindesunterhalts
Wenn der Vorwegabzug des Kindesunterhalts den Ehegattentrennungsunterhaltsanspruch erst auslösen oder erhöhen würde, wird der Unterhaltsanspruch des Ehegatten verneint. In Doppelverdienerehen würde ansonsten der die Kinder betreuende, dennoch erwerbstätige und auch erwerbsobliegende Ehegatte bei einem Vorwegabzug entgegen § 1606 III 2 BGB den Kindesunterhalt mitfinanzieren, obwohl er seinen eigenen Unterhaltsbeitrag durch die Kindesbetreuung erbringt. Nach der seit dem 1.1.2008 geltenden Rechtslage wird man bei Berufstätigkeit und Kinderbetreuung von einer überobligatorischen Tätigkeit ausgehen, wenn das Kind das dritte Lebensjahr noch nicht vollendet hat. Dies gilt auch bei Ansprüchen nach § 1615 l BGB. 

Az 1 UF 424/08, Urteil vom 8.6.2009 (Hinter dem Link ist die Suchmaske der Infothek. Bitte das Aktenzeichen durch kopieren und einfügen mit rechter Maustaste eingeben, dann kann der Urteilstext aufgerufen werden.)
OLG Naumburg: Zustellung eines verfrühten Scheidungsantrages
Wird in der Berufungsverhandlung festgestellt, dass erst jetzt die Voraussetzungen für eine Scheidung vorliegen, muss der Antragsteller die Kosten des Rechtsmittels tragen, weil er den Antrag verfrüht gestellt hat. 
Wenn ein Scheidungsantrag verfrüht zugestellt wurde, ist zu berücksichtigen, dass sowohl für den Zugewinn  als auch den Versorgungsausgleich Stichtage gesetzt wurden und somit eine Manipulation denkbar ist. In diesen Fällen ist deshalb evtl. eine Modifizierung nach § 242 BGB (Treu und Glauben) zu prüfen. 

Az 8 UF 24/09, Urteil vom 19.3.2009, Leitsatz des Gerichts, Volltext gegen Gebühr beim Gericht.

OLG Koblenz:  Befristung des Krankheitsunterhalts
Ein auf Krankheit beruhender Unterhaltsanspruch (§ 1572 BGB) kann nach 13-jähriger Ehe, in der die Ehefrau zwei Kinder betreute, zeitlich befristet werden. Es dürfen jedoch keine ehebedingten Nachteile vorliegen. 

Az 13 UF 594/08, Urteil vom 25.2.2009

OLG Saarbrücken: Verfestigte Lebensgemeinschaft und Immobilieneigentum
Wenn die neuen Partner gemeinsam Immobilieneigentum erworben haben, vor allem wenn dies ein Wohnhaus ist, und wenn sie neben der finanziellen Verflechtung auch das Haus gemeinsam gestalten und nutzen, dann ist kein Zweifel daran, dass die Beziehung für die Zukunft und auf Dauer angelegt ist. Somit ist von einer verfestigten Lebensgemeinschaft auszugehen. 

Az 9 WF 19/09, Beschluss vom 18.2.2009 (Hinter dem Link ist die Suchmaske der Datenbank. Bitte das Aktenzeichen durch kopieren und einfügen mit rechter Maustaste eingeben, dann kann der Text aufgerufen werden.)
OLG Naumburg: Volljähriges Kind und Kindergeld
Grundsätzlich ist Kindergeld Einkommen im Sinne des Sozialhilferechts. Ist das Kind aber volljährig, hat es einen – zivilrechtlichen – Anspruch auf Auszahlung des Kindergeldes in voller Höhe, wenn der Kindergeldverpflichtete keine Unterhaltszahlungen leistet, da es auch insoweit auf den Unterhalt angerechnet wird. So ist gewährleistet, dass das Kindergeld immer erst für den Unterhaltsbedarf verwendet werden muss, damit einer Gefährdung des Existenzminimums des Kindes entgegen gewirkt wird.
Az 3 WF 35/09, Beschluss vom 18.2.2009, Leitsatz des Gerichts, Volltext gegen Gebühr beim Gericht.

OLG Celle: Gewaltschutzgesetz
Maßnahmen nach § 1,1 GewSchG sind grundsätzlich zu befristen. Nach anderthalb jähriger Verfahrensdauer kann aus länger zurückliegenden Verletzungshandlungen nicht ohne weiteres angenommen werden, dass eine Widerholungsgefahr fortbesteht.
Das zuständige Amtsgericht hatte keine Befristung vorgenommen, obwohl die behaupteten Verstöße rund vier Jahre zurücklagen. 

Az 15 UF 154/08, Beschluss vom 6.2.2009

AG Essen: Nachehelicher Unterhalt und neuer Partner 
Wenn der unterhaltsberechtigte Ehegatte nach der Scheidung nur ein Jahr mit einem neuen Partner zusammenlebt, kann der nacheheliche Unterhalt schon verwirkt sein. Damit hat das AG Essen neue Wege beschritten. Denn es ist zwar anerkannt, dass eine neue eheähnliche Lebensgemeinschaft zu einem Ausschluss des Unterhaltsanspruchs führt. Bisher galt jedoch, dass die Partner mindestens  zwei bis drei Jahre zusammenleben mussten. Die Wertvorstellungen zur Ehe und zu einer verfestigten Lebensgemeinschaft hätten sich seit 1983 geändert, als der BGH zu diesem Thema eine Grundsatzentscheidung gefällt hatte (BGH FamRZ 1984, 986, 987).
Az 106 F 296/08, Urteil vom 11.3.2009
Zeitschrift Forum Familienrecht
Im September 2009 erscheint Heft 9 mit einem Editorial von Dr. Isabell Götz, RiOLG München, stellv. Vors. DFGT und Prof. Dr. Gerd Brudermüller, VRiOLG Karlsruhe, Vors. DFGT: „Die ‚gute’ und die ‚Raben’-Mutter oder: Wie ausschlaggebend ist die Qualität der Betreuung?“ Außerdem Aufsätze von Dieter Büte, VRiOLG Celle, über die Reform des Zugewinnausgleichs, von Werner Reinken, VRiOLG Hamm, über die bisherige Rechtsprechung zur Befristung von Unterhaltsansprüchen nach dem § 1578b BGB und von Dr. Hans-Ulrich Maurer, VRiOLG Stuttgart, über Fremdbetreuungskosten.
http://www.forum-familienrecht.de/neu/startseite.php  
Termine
Die diesjährige Herbsttagung und Mitgliederversammlung findet vom 26. bis 28. November 2009 in Bamberg statt; Überschrift: „Der Reformgipfel“. Der Tagung ist wie immer ein Symposium zum Familienrecht anderer europäischer Länder vorangestellt, diesmal geht es um Griechenland. Im Anschluss zwei interessante Vorträge: Zwischen Idealvorstellungen und Realität. Wie viel Moral, Geld und Erfolgserlebnisse braucht der glückliche Familienanwalt – Entscheidungsprozesse bei Familienanwälten aus rechtspsychologischer Sicht von Dr. phil. Revital Ludewig, Psychologin FSP, Universität St. Gallen, St. Gallen, und Privatautonomie im Familienrecht von Prof. Dr. Barbara Dauner-Lieb, Universität zu Köln, Köln. Das weitere, umfangreiche Programm ist auf unserer Internetseite veröffentlicht. 
Seminare der AG Familienrecht im DAV in allen OLG-Bezirken, organisiert von der conventionspartners GmbH, finden Sie auf unserer Internet-Seite, wo Sie sich auch online anmelden können. Im vielfältigen Angebot finden Sie unter anderem die Seminarserie zur „Aktuellen OLG-Rechtsprechung im Familienrecht“. 

conventionpartners GmbH, e-mail: info@cp-bonn.de
Achtung: Die conventionspartners GmbH hat ab dem 1. August 2009 eine neue Adresse und neue Telefon-Nummern: Reichenberger str. 38 a, 53604 Bad Honnef
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